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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 420/05 B 

 

 

 
....................... , 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ....................................................., 
 
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege, 
Pappelallee 35/37, 22089 Hamburg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 23. Februar 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   M ü t z e   und   Dr.  B e c k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 31. Oktober 2005 wird als unzulässig verworfen. 
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G r ü n d e : 

 

Die gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung des Landes-

sozialgerichts Rheinland-Pfalz (LSG) gerichtete, auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen 

Bedeutung gestützte Beschwerde des Klägers ist unzulässig. Die dazu gegebene Begründung 

entspricht nicht der in § 160 Abs 2 und § 160a Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) 

festgelegten Form. Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) erfor-

dern diese Vorschriften, dass der Zulassungsgrund schlüssig dargetan wird (vgl BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 34, 47 und 58; Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Ver-

fahrens, 4. Aufl, 2005, IX, RdNr 177 ff mwN).  

 

Der Kläger behauptet zwar in seiner Beschwerdebegründung die grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG, legt diese aber nicht hinreichend dar. Die Darlegung 

der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache erfordert zunächst die Formulierung einer 

bestimmten abstrakten Rechtsfrage, der in dem Rechtsstreit grundsätzliche Bedeutung beige-

messen wird (BSG SozR 1500 § 160a Nr 11). Eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache 

ist gegeben, wenn zu erwarten ist, dass die Revisionsentscheidung die Rechtseinheit in ihrem 

Bestand erhalten oder die Weiterentwicklung des Rechts fördern wird. Es muss eine Rechts-

frage aufgeworfen sein, welche bisher revisionsgerichtlich noch nicht - ausreichend - geklärt ist 

(vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17). Daher ist aufzuzeigen, ob und inwieweit zu der aufgeworfe-

nen Frage bereits Rechtsgrundsätze herausgearbeitet sind und in welchem Rahmen noch eine 

weitere Ausgestaltung, Erweiterung oder Änderung derselben durch das Revisionsgericht zur 

Entscheidung des vorliegenden Rechtsstreits erforderlich erscheint (vgl Krasney/Udsching, 

aaO, IX, RdNr 65 und 66; Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 1990, RdNr 116 ff).  

 

Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Der Kläger formuliert 

zwar als Rechtsfrage, "ob bei der Beurteilung einer MdE nicht nur das aktuelle Befundbild, son-

dern vielmehr darüber hinaus auch das zu erwartende Erkrankungsbild bei Wiederaufnahme 

einer Tätigkeit zu berücksichtigen ist", legt aber nicht dar, inwieweit zu dieser Rechtsfrage 

schon Rechtsgrundsätze herausgearbeitet wurden und inwieweit diese einer Weiterentwicklung 

bedürfen (vgl zum Verhältnis aktueller Befund und Verschlimmerung Schönberger/Mehrtens/ 

Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 7. Aufl 2003, S 84 ff mwN sowie zu der Berücksich-

tigung einer durch eine Hautkrankheit erworbenen Sensibilisierung die vom Kläger angeführte 

Empfehlung der Deutschen Dermatologischen Gesellschaft, wiedergegeben in Schönber-

ger/Mehrtens/Valentin, aaO, S 950 ff).  

 

Soweit der Kläger die Entscheidung des LSG für unzutreffend bzw rechtsfehlerhaft hält, genügt 

dies nicht zur Darlegung einer grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache, weil eine mögliche 

fehlerhafte Rechtsanwendung des LSG im Einzelfall nicht zu einer grundsätzlichen Bedeutung 

der damit in Zusammenhang stehenden Rechtsfrage führt. 
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Die Beschwerde des Klägers ist daher als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 

Halbs 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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